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DEUTSCHES INSTITUT FÜR WIRTSCHAFTSFORSCHUNG 

WOCHENBERICHT 36/18  
Berlin 7. September 1978 

öffentliche Haushalte 1978/79 

Handlungsspielraum nur unzureichend genutzt 

45. Jahrgang 

Von den öffentlichen Haushalten sind in den letzten beiden Jahren nicht die konjunktur-
politisch erforderlichen Wirkungen ausgegangen. Erst im Sommer 1977 wurden endgültig die 

Weichen für einen Kurswechsel in der Finanzpolitik gestellt. Der Schwerpunkt der Maßnah-
men lag eindeutig auf steuerpolitischem Gebiet, doch wurden auch Vorkehrungen für eine 

expansive Ausgabenpolitik getroffen. Dieser Kurswechsel hat sich bereits deutlich im Haushalts-
vollzug von Bund, Ländern und Gemeinden niedergeschlagen: In den ersten sechs Monaten 

dieses Jahres expandierten die Ausgaben um über 10 vH im Vergleich zum Vorjahr; 

sie erhöhten sich damit erstmals seit 1975 wieder stärker als die Einnahmen (8 vH). Trotz des 
Umschaltens auf eine expansive Finanzpolitik werden auch in diesem Jahr das gesamtwirtschaft-

liche Wachstum und die Lage am Arbeitsmarkt unbefriedigend bleiben. Schon im Frühjahr war 
erkennbar, daß die Wachstumsrate um mindestens einen Prozentpunkt hinter den Zielvorstel-

lungen der Bundesregierung (3,5 vH) zurückbleiben werde. Deshalb sah sich die Regierung zur 
Jahresmitte veranlaßt, weitere Maßnahmen zur Stützung von Konjunktur und Beschäftigung 

vorzubereiten. Effekte aus diesem Programm, das abermals einseitig auf Entlastungen im 

Bereich der Lohn- und Einkommensteuer ausgerichtet ist, sind jedoch erst 1979 zu erwarten. 

In den Jahren 1974 und 1975 hat eine expansive 
Finanzpolitik verhindert, daß der Einbruch in der 
wirtschaftlichen Entwicklung noch stärker ausgefal-
len ist als es tatsächlich der Fall war. Im Gegen-
satz zu 1974 wurden die antizyklischen Impulse 
1975 in Höhe von 40 Mrd. DM' nicht durch eine for-
cierte Ausgabenpolitik erzielt. Vielmehr waren sie 
Folge der in das Steuer- und Sozialversicherungs-
system eingebauten Stabilisatoren sowie der Steuer-
und Kindergeldreform. Das Volumen der staatlichen 
Käufe von Gütern und Diensten (einschl. Investitio-
nen) reichte indes nicht aus, das Produktionspoten-
tial in gleichem Maße zu beanspruchen wie 1974. In 
den beiden Folgejahren ging die Beanspruchung 
des Potentials durch die öffentlichen Haushalte 
sogar weiter zurück. Die beabsichtigten Wirkungen 

der verschiedenen ausgabewirksamen Sonderpro-
gramme wurden durch Kürzungen in den Kernhaus-
halten überkompensiert, da die Haushaltskonsolidie-
rung zum Primat der Finanzpolitik erhoben wurde. 
Zudem sind hohe Steuermehreinnahmen erzielt 
worden, so daß die Finanzierungsdefizite im Jahre 
1977 auf die Hälfte des Rekordniveaus von 1975 
'abgebaut wurden. 

1 Die Nachfrageimpulse errechnen sich aus der absoluten 
Differenz zwischen den staatlichen Käufen und dem Über-
tragungssaldo (empfangene Übertragungen einschl. Ein-
kommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen abzüglich 
geleistete Übertragungen einschl. Zinsen auf öffentliche 
Schulden) im Vergleich zum Vorjahr. Die Nachfrageimpulse 
stellen Primärimpulse dar; nicht berücksichtigt werden die 
multiplikativen Wirkungen, die von diesen Impulsen aus-
gehen. 
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AUSLASTUNG DES PRODUKTIONSPOTENTIALS 

UND NACHFRAGEIMPULSE') 

DER GEBIETSKÖRPERSCHAFTEN 
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Von den Haushalten der Gebietskörperschaften 

gingen 1976 und 1977 restriktive Einflüsse von 
jeweils 15 Mrd. DM2 aus. Berücksichtigt man die 
Wirkungsverzögerungen der expansiven Maßnahmen 
aus dem Vorjahr, so haben sich die negativen Ein-

flüsse besonders in der ersten Hälfte 1977 bemerk-
bar gemacht; zu jenem Zeitpunkt kam auch der Kon-
junkturaufschwung zum Stillstand. Hierzu hat die 
restriktive Finanzpolitik der Jahre 1976/77 wesent-
lich beigetragen. Selbst bei einer nur „ neutralen" 
Finanzpolitik hätten rund 200 000 Arbeitsplätze pro 
Jahr gesichert oder neu geschaffen werden können'. 

Trotz der wieder expansiven Finanzpolitik wird 

der Auslastungsgrad des Produktionspotentials 1978 
im Vergleich zum Vorjahr voraussichtlich unverän-

dert bleiben, d. h. um etwa 4 vH-Punkte unter der 
Normalauslastung liegen. Die expansiven Maßnah-
men dürften 1978 Nachfrageimpulse in der Größen-
ordnung von mehr als 10 Mrd. DM auslösen: Wäh-

rend die staatlichen Käufe gegenüber 1977 um rund 
17 Mrd. DM steigen werden, nimmt aufgrund der 

steuerpolitischen Beschlüsse der Übertragungsüber-
schuß nur noch um etwa 6 Mrd. DM zu. 

Steueraufkommen 1978/79 

Nach den Kabinettsbeschlüssen vom 28. Juli 1978 
sind für das nächste Jahr abermals Erleichterun-
gen im Bereich der Lohn- und Einkommensteuer 
vorgesehen. Entlastungswirkungen in Höhe von 

10 Mrd. DM stehen 2,5 Mrd. DM Mehreinnahmen 
aus der zum 1. 7. 1979 geplanten Mehrwertsteuer-
erhöhung gegenüber. Per Saldo werden die öffent-

lichen Haushalte mit 7,5 Mrd. DM belastet. Zusam-

men mit dem Steueränderungsgesetz 1977 und dem 
Gesetz zur Steuerentlastung und Investitionsförde-

rung — ebenfalls 1977 beschlossen — errechnet sich 

für das kommende Jahr eine Steuerentlastung in 
der Größenordnung von 20 Mrd. DM; sie wird zur 

Hälfte vom Bund und zu je einem Viertel von Län-
dern und Gemeinden getragen. 

Trotz der Steuersenkungen haben die Einnahmen 
von Bund, Ländern und Gemeinden bis jetzt erstaun-
lich kräftig zugenommen. In den ersten sechs Mona-

ten dieses Jahres flossen rund 8 vH mehr Steuern 
in die öffentlichen Kassen. Allerdings ist dieser 
Anstieg im Vorjahresvergleich wegen der nun gering 
gewordenen Auszahlung der zeitlich befristeten Inve-
stitionszulage, die mit den Steuereingängen der 

Veranlagungssteuern verrechnet wird, statistisch 
überhöht; bereinigt betrug die Zunahme nur gut 
6 vH. Eliminiert man auch die Auswirkungen der 

beiden Steuerpakete von 19774 im ersten Halbjahr 
1978, dann hätte sich bei einer geschätzten Zunahme 
des nominalen Bruttosozialprodukts von 7 vH eine 
Steigerungsrate von 9 vH ergeben. 

Obwohl die gesamtwirtschaftlichen Eckdaten 
gegenüber der Prognose des „ Arbeitskreises Steuer-

schätzungen" vom Februar 1978 in der Tendenz 
geringfügig nach unten korrigiert wurden, werden 
den öffentlichen Haushalten im Vergleich zur dama-
ligen Schätzung fast 4 Mrd. DM an Mehreinnahmen 

zufließen'. Bei einem Anstieg des nominalen Brutto-

sozialprodukts um 6,5 vH und der Bruttolohn- und 

-gehaltsumme um 5,5 vH ergibt sich für die Steuer-
einnahmen vor Abzug der Steuerausfälle von gut 
10 Mrd. DM ein Plus von knapp 9 vH. Unter Berück-
sichtigung der Steuermindereinnahmen, die verstärkt 

ins zweite Halbjahr fallen werden, reduziert sich die 
Steigerungsrate auf 5,5 vH. 

Die Schätzung der Steuereinnahmen für das Jahr 
1979 ist mit zusätzlichen Unsicherheiten verbunden, 

2 Entzugswirkungen der Steuermehreinnahmen: 21 bzw. 
22 Mrd. DM, Mehrausgaben: 6 bzw. 8 Mrd. DM. 
8 Neutral in dem Sinne, daß weder positive noch nega-

tive Impulse auf die Konjunktur ausgegangen wären, also 
Konstanz der Beanspruchungsquote des Produktionspoten-
tials und der Quote des Transferüberschusses zugunsten 
der Gebietskörperschaften unterstellt. — Nach Berechnun-
gen des DIW ergeben sich bei einem vom Staat ausgelö-
sten Nachfrageimpuls um 1 Mrd. DM Beschäftigungseffekte 
in der Größenordnung von 20000 Arbeitsplätzen. Vgl. 
hierzu J. Schmidt: Zur Bedeutung der Staatsausgaben für 
die Beschäftigung. Input-Output-Studie der Beschäftigungs-
wirkungen von Ausgabenkürzungen. Beiträge zur Struktur-
forschung des DIW. Heft 46, Berlin 1977, sowie: Gefahr 
steigender Arbeitslosigkeit durch die bisherigen Konjunk-
turprogramme nicht gebannt. Bearb.: Arbeitskreis Arbeits-
marktperspektiven. In: Wochenbericht des DIW. Nr.2/1978. 

4 Vgl. hierzu auch die Obersicht der wichtigsten finanz-
politischen Beschlüsse seit 1974. 

5 Vgl. auch die Ergebnisse des „Arbeitskreises Steuer-
schätzungen" vom Juli 1978. 
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Entwicklung und Vorausschätzung des Steueraufkommens in der Bundesrepubik Deutschland 1976 bis 1979 

Steueraufkommen in Mrd. DM Zuwachs gegenüber dem Vorjahr 
in vH 

1976 1977 1978 1) 197: 1) 1977 1978 1) 1979 1) 

Gemeinschaftliche Steuern 

Lohnsteuer 
Veranlagte Einkommensteuer 
Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 

Körperschaftsteuer 2)Steuern vom Umsatz 

Sonstige Steuern 

Bundessteuern 3) 
dar.: Mineralölsteuer 

Tabaksteuer 
Branntweinmonopol 

Ländersteuern 
Gemeindesteuern 4) 
LAG-Abgaben 

Steuereinnahmen insgesamt 
davon: 5) 

Bund 
Länder6) 
Gemeinden 7) 
Sonstige8) 

184,08 209,17 

80,61 
30,86 
2,31 
11,84 
58,46 

90,77 
35,51 
3,38 
16,83 
62,68 

83,99 90,19 

39,27 
18,12 
9,38 
3,37 
13,79 
29,61 
1,32 

40,78 
19,18 
9,80 
3,75 
14,98 
33,09 
1,34 

268,07 299,36 

131,78 
94,10 
34,38 
7,81 

144,94 
106,98 
38,32 
9,12 

223,6 241,1 

91,0 
37,5 
3,2 
18,9 
73,0 

102,0 
38,0 
3,4 
19,5 
78,2 

91,9 94,1 

42,4 
20,4 
10,3 
3,8 
14,6 
34,0 
0,9 

44,1 
21.5 
10,5 
3,9 
14,3 
35,4 
0,3 

315,5 335,2 

153,0 
113,0 
39,2 
10,3 

162,5 
120,0 
41,8 
10,9 

13,6 

12,6 
15,1 
46,3 
42,2 
7,2 

7,0 8,0 

0,5 
5,5 

- 5,5 
12,5 
16,5 

12,0 
1,5 
6,5 
3%0 
7,0 

7,4 2,0 2,5 

3,9 
5,9 
4,5 
11,3 
8,6 
11,8 
1,5 

11,7 

10,0 
13,7 
11,5 
16,8 

4,0 
6,5 
5,0 
1,5 
2,5 
3,0 

-33,0 

4,0 
5,5 
2,0 
2,5 

- 2,0 
4,0 

-66,5 

5,5 6,0 

5,5 
5,5 
2,5 
13,0 

6,0 
6,0 
6,5 
6,0 

1) Schätzung; ohne die finanziellen Auswirkungen der steuerpolitischen Beschlüsse vom 28. Juli 1978.- 2) Beteiligungsverhält-
nis Bund/Länder: 1976 und 1977 = 69 : 31 vH; 1978 und 1979 = 67,5 : 32,5 vH.- 3) Einschließlich Zölle ( 100 vH).- 4) Ein-
schließlich Gewerbesteuer vor Abzug der Gewerbesteuerumlage.- 5) EG-Anteile an den Zöllen und den Steuern vom Umsatz abge-
setzt.- 6) Einschließlich Gemeindesteuern der Stadtstaaten.- 7) Ohne Gemeindesteuern der Stadtstaaten.- 8) EG-Anteile Zölle 
und Steuern vom Umsatz, Lastenausgleichsabgaben. 

da das neue Konjunkturprogramm noch nicht ver-
abschiedet ist. Wenn sich auch die Struktur der 
finanzpolitischen Beschlüsse im gesetzgeberischen 
Verfahren noch wandeln kann, dürfte sich das Pro-
grammvolumen kaum ändern. 

In der hier vorgelegten Einnahmenschätzung 
wird der Anstieg des nominalen Sozialprodukts 
für 1979, unter Einschluß des geplanten Konjunktur-
programms, auf 6,5 vH und der Zuwachs der Brutto-
lohn- und -gehaltsumme auf 6 vH veranschlagt. Hier-
aus errechnet sich für die Steuereinnahmen ein 
Anstieg um knapp 4 vH, 2 vH-Punkte weniger als 
ohne die geplanten Mindereinnahmen von per Saldo 
7,5 Mrd. DM. Für die Gebietskörperschaften ergeben 
sich dabei folgende Zuwachsraten (in Klammern 
die Veränderungsraten unter Berücksichtigung der 
geplanten steuerlichen Beschlüsse): 

Bund   + 6,0 vH (+ 4,5 vH) 

Länder   + 6,0 vH (+ 3,0 vH) 

Gemeinden   + 6,5 vH (+ 3,0 vH). 

Die L o h n s t e u e r brachte im ersten Halbjahr 
1978 trotz einer Zunahme der Brutolohn- und -gehalt-
summe um knapp 6 vH erstmals seit dem Steuer-
reformjahr 1975 keine Mehreinnahmen. Hierbei 

schlugen die Steuermindereinnahmen aus dem 
Steueränderungsgesetz 1977 und dem Gesetz zur 

Steuerentlastung und Investitionsförderung zu Buche. 
Für den weiteren Verlauf des Jahres ist mit einer 
ähnlichen Entwicklung zu rechnen, so daß das Lohn-
steueraufkommen 1978 das Vorjahresniveau nur 
geringfügig überschreiten dürfte. Bereinigt um die 
Steuerentlastungseffekte zeigt sich allerdings auch 
weiterhin die tarifbedingte Dynamik der Lohnsteuer. 
Die seit 1975 beschlossenen Steuersenkungen brach-

ten zwar jeweils eine deutliche Senkung der Steuer-
quote, die Progressionswirkung aber blieb in den 

Folgejahren erhalten. Auch 1979 würde diese Ent-
wicklung ohne die geplanten Entlastungen anhalten: 
Die Expansion des Lohnsteueraufkommens wäre mit 
12 vH abermals doppelt so hoch wie die Zunahme 
der Bruttolohn- und -gehaltsumme. 

Zum 1. 1. 1979 sind jedoch folgende Änderungen 
des Einkommensteuertarifs vorgesehen: 

- Beseitigung des Tarifsprungs beim Übergang aus 
der Proportional- in die Progressionszone; 

- Erhöhung des Grundfreibetrages von 3300/ 
6 600 DM (Ledige/Verheiratete) auf 3 690/7 380 DM; 

- Anhebung des Vorwegabzugs von 1 500/3 000 DM 
(Ledige/Verheiratete) auf 2 500/5 000 DM; 

- Gewährung eines auf 9 000 DM begrenzten Ab-
zugs von Unterhaltszahlungen und Besteuerung 
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der Unterhaltsleistung beim Empfänger (sog. be-
grenztes Realsplitting). 

Die Kosten dieses Pakets werden 1979 allein bei 
der Lohnsteuer auf 8 Mrd. DM veranschlagt. Stellt 
man dies in Rechnung, dann reduziert sich der 
Anstieg des Lohnsteueraufkommens im kommenden 
Jahr auf 3,5 vH. 

Trotz der labilen gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung haben sich die Einnahmen aus der veran-
lagten  Einkommensteuer im ersten Halb-
jahr 1978 mit 10,5 vH (gegenüber Vorjahr) kräftig 
erhöht. Allerdings wurden bis Juni mit 350 Mill. DM 
(— 72 vH) erheblich weniger an aufkommensmin-
dernden Investitionszulagen gezahlt. Das im Zuge 
der Körperschaftsteuerreform eingeführte Anrech-
nungsverfahren hat sich noch nicht in der erwarte-
ten Höhe niedergeschlagen, während die im Laufe 
des Jahres 1977 beschlossenen Steuersenkungen 
das Aufkommen im vorausgeschätzten Umfang ge-
mindert haben. Bereinigt verbleibt noch immer ein 
Zuwachs von 7 bis 8 vH. 

Im weiteren Jahresverlauf werden sich die auf-
kommensdämpfenden Einflüsse verstärken, so daß 
im zweiten Halbjahr kaum mit Mehreinnahmen zu 
rechnen ist; für den Jahresdurchschnitt 1978 wird 
ein Plus von 5,5 vH erwartet. Gegenüber der Steuer-
schätzung vom Februar 1978 bedeutet dies Mehr-
einnahmen von 1,5 Mrd. DM. Voraussichtlich werden 
die Steuerpflichtigen die Möglichkeit der Anrechnung 
gezahlter Körperschaftsteuer auf die Einkommen-
steuerschuld in diesem Jahr nicht in dem Maße in 
Anspruch nehmen, wie es noch zu Jahresbeginn 
angenommen worden war. Seit der Reform der 
Körperschaftsteuer erhalten die Anteilseigner eine 
Steuergutschrift über die gezahlte Körperschaft-
steuer auf Dividenden (36 vH), die gegen die Ein-
kommensteuerschuld aufgerechnet werden kann. Es 
ist zu vermuten, daß die Anrechnung mit entspre-
chenden Einkommensteuerausfällen erst von 1979 
an verstärkt geltend gemacht wird. 

Da sich auch die im Rahmen des Steuerände-
rungsgesetzes 1977 und des Gesetzes zur Steuer-
entlastung und Investitionsförderung beschlossenen 
Steuersenkungen bei der Einkommensteuer erst 1979 
voll auswirken, stehen bei der veranlagten Einkom-
mensteuer im kommenden Jahr nur geringe Mehr-

einnahmen in Aussicht (1,5 vH). Unter Berücksichti-
gung der geplanten Steuerentlastungen nach dem 
jüngsten Kabinettsbeschluß (2 Mrd. DM) werden die 
Kasseneingänge aus der veranlagten Einkommen-
steuer 1979 sogar hinter dem Vorjahresergebnis 

zurückbleiben (— 4 vH). 

Das Aufkommen der Körperschaftsteuer 
dürfte 1978 gegenüber der Februar-Schätzung um 
fast 1,5 Mrd. DM höher ausfallen. Im ersten Halbjahr 

1978 expandierten die Steuereingänge mit 27 vH 
überaus kräftig — ein Ergebnis, das nicht mit der 
aktuellen Gewinnentwicklung, sondern zu einem 
erheblichen Teil mit dem starken Rückgang der 
Auszahlungen an Investitionszulagen zu erklären ist. 
Aber auch nach Bereinigung um diesen Effekt 

verbleibt noch ein beachtliches Plus von 10 vH. 
Vermutlich ist die Zuwachsrate in den ersten Mona-
ten dieses Jahres noch durch Mehreinnahmen aus 
der im Zuge der Körperschaftsteuerreform verschärf-
ten Besteuerung der Gewinne beeinflußt worden. 

Für die zweite Jahreshälfte wird unterstellt, daß 
— wie bereits im Vorauszahlungsmonat Juni erkenn-
bar — wegen der deutlich abgeschwächten Gewinn-
entwicklung 1977 Heraufsetzungen der Vorauszah-
lungen nur noch in geringem Maß stattfinden und 
die Abschlußzahlungen für frühere Veranlagungs-
jahre sogar absolut abnehmen werden. Bereinigt 
um die Auswirkungen der Investitionszulage ver-
bleibt dann lediglich ein Anstieg von knapp 3 vH. 
Da auch im nächsten Jahr keine Beschleunigung in 
den Voraus- und Abschlußzahlungen zu erwarten 
ist, dürfte die Körperschaftsteuer 1979 nur geringe 
Mehreinnahmen erbringen (3vH). 

Die Erhöhung der Mehrwertsteuersätze zum 1. 1. 
1978 ließ das Aufkommen aus den Steuern v o m 
Umsatz bis zur Jahresmitte um fast 20 vH stei-
gen. Im zweiten Halbjahr dürfte sich die Zuwachs-
rate allerdings fast halbieren: Wegen der Steuer-
erhöhung sind zum Jahresende 1977 Teilleistungen 
verstärkt abgerechnet worden; dies hat zu hohen 

Mehreinnahmen in den ersten Monaten dieses Jah-
res geführt. Insgesamt wird die Zunahme der Steu-
ern vom Umsatz auf 16,5 vH veranschlagt. Für das 
kommende Jahr wird angenommen, daß ihr Auf-
kommen mit einem Zuwachs von 7 vH etwa dem 
Expansionstempo des nominalen Bruttosozialpro-
dukts entspricht. Kommt es zu der geplanten Erhö-
hung der Steuersätze zum 1. Juli 1979 (Mehrein-
nahme 2,5 Mrd. DM), so ist der Anstieg um die 
Hälfte höher anzusetzen (10,5 vH). 

Ausgabenentwicklung 1978 

Die Entwicklung der Ausgaben von Bund, Ländern 
und Gemeinden wird in diesem Jahr von einer for-
cierten Investitionstätigkeit geprägt. Nachdem die 
öffentlichen Investitionen noch 1977 um 1 Mrd. DM 
unter dem Niveau von 1974 lagen — dies bedeutet 
einen Rückgang um 2,5 vH (real: 10 vH) —, werden 
sie sich 1978 voraussichtlich um über 12 vH erhöhen. 
Beim Bund sind die Ausgaben für Sachinvestitionen 
im ersten Halbjahr 1978 mit 20 vH überaus kräftig 
gestiegen. Zwar verlief die Entwicklung bei den 
Ländern wesentlich verhaltener (9 vH), doch lassen 
die Planungen für das ganze Jahr eine Zunahme 
um 12 vH erwarten. Für die Gemeinden liegen keine 
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vergleichbaren  Istwerte vor'; aber auch hier deuten 
die Haushaltsansätze auf einen Investitionstoß hin 7. 
Bestätigt wird dies durch die Auftragsvergaben für 
öffentliche Tiefbauten, die fast die Hälfte der öffent-
lichen Investitionen ausmachen. Bei den Gemeinden 
als Hauptinvestor der öffentlichen Hand lagen sie 
in den ersten sechs Monaten um fast die Hälfte, bei 
den Ländern um ein Viertel über dem Vorjahres-
niveau. 

In diesen Zahlen schlägt sich die nun zügige Ab-
wicklung des Programms für Zukunftsinvestitionen 
nieder. Zweifel, die vor Jahresfrist an der Wirksam-
keit dieses Programms geäußert wurden, haben sich 

damit nicht bestätigt. Bis zum Jahresende dürfte mit 
mehr als 6 Mrd. DM fast die Hälfte des gesamten 
Programmvolumens — also auch unter Einschluß der 
staatlichen Investitionszuschüsse an Dritte — pro-
duktionswirksam werden. Auch haben die Gebiets-
körperschaften, im Gegensatz zu den Vorjahren, 
offenbar die programmbedingten Mehrausgaben 
nicht durch Kürzungen in den Kernhaushalten kom-
pensiert. 

Wegen der vergleichsweise niedrigen Tarifanhe-

bungen zu Beginn des Jahres werden die Haus-
haltsansätze für Personalausgaben nur dann aus-
geschöpft, wenn im öffentlichen Dienst — bedarfs-
gerecht — Neueinstellungen vorgenommen werden. 
Die Konsolidierungsbemühungen in den beiden 
letzten Jahren fanden ihren Ausdruck auch in einem 

restriktiven Einstellungsverhalten: Nachdem schon 
1976 nur ein geringer Zuwachs (1 vH) zu verzeichnen 

gewesen war, nahm die Beschäftigtenzahl im ver-
gangenen Jahr sogar ab". Erst unter dem Druck der 
unverändert hohen Arbeitslosigkeit — vor allem in 
jenen Bereichen, in denen dem Staat eine monopol-
artige Stellung als Arbeitgeber zukommt — hat seit 

Ende 1977, insbesondere bei den Ländern, die 
Bereitschaft zu Neueinstellungen wieder zugenom-

men. Für 1978 ist damit zu rechnen, daß die Zahl 
der Bediensteten (einschließlich der Teilzeitbeschäf-
tigten) insgesamt um über 40000 bzw. 1,3 vH auf 
3,24 Mill. steigen wird. Unter Einschluß der Tarif-
und Strukturkomponente (Beförderungen, Altersstei-

gerungsbeträge usw.) werden die Personalkosten 
um reichlich 6 vH zunehmen. Für die Länder — auf 
sie entfällt wegen ihrer Zuständigkeit für den perso-
nalintensiven Bildungs- und Wissenschaftssektor der 
größte Teil der Neueinstellungen — ist mit einem 
Zuwachs der Personalkosten um 7 vH zu rechnen, 
während die Steigerungsrate beim Bund weitgehend 
von den Tarifanhebungen bestimmt wird. Im Perso-
nalkostenanstieg auf kommunaler Ebene (6 vH) sind 
zusätzliche Beschäftigte vor allem im Bereich des 
Gesundheitswesens sowie der Jugend- und Alten-
hilfe unterstellt worden. 

Die Zunahme der laufenden Sachaufwendungen 
(9 vH) wird durch erhöhte militärische Beschaffungen 

(+ 13 vH) auf über 14 Mrd. DM bestimmt. Daneben 
ist mit einem deutlichen Anstieg bei den Ausgaben 

für die Unterhaltung des unbeweglichen Vermögens 
und für die Beschaffung von Verbrauchsmitteln, 
Geräten usw. zu rechnen. Aufgrund der sparsamen 
Haushaltsführung in den vergangenen Jahren hat 
sich hier ein gewisser Nachfragestau entwickelt. 

Der große Block der laufenden Transferzahlungen 
dürfte nach dem Rückgang von 1977 wieder kräftig 
wachsen (10 vH). Besonders stark werden die Zu-
schüsse an die Träger der Rentenversicherungen 
und die Bundesanstalt für Arbeit steigen. Einmal 
wurde die allgemeine Bemessungsgrundlage bei der 
Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten, 

Berechnungsbasis auch der Bundeszuschüsse, um 
über 8 vH angehoben. Zum anderen zahlt der Bund 
gestundete Zuschüsse an die Rentenversicherung 
(1,3 Mrd. DM) — als Beitrag zur Stabilisierung der 

Sozialversicherung — vorzeitig zurück. Schließlich 
erstattet er der Bundesanstalt für Arbeit in einem 
einmaligen Pauschbetrag (1,5 Mrd. DM) jene Aus-
gaben, die dieser durch die auf den 1.7.1978 vor-
gezogene Verpflichtung zur Zahlung von Rentenver-
sicherungsbeiträgen für Arbeitslose entstehen. Das 
Kindergeld wird trotz der rückläufigen Zahl der 
Kinder auf 15 Mrd. DM (9 vH) steigen. Hier wirkt 
sich die Erhöhung des Kindergeldes zum 1.1.1978 
für Zweitkinder von 70 auf 80 DM monatlich, für 
dritte und weitere Kinder von 120 auf 150 DM aus. 
Auch die Zahlungen nach dem Bundesausbildungs-
förderungsgesetz nehmen wegen der 1977 beschlos-
senen Leistungsverbesserungen mit 25 vH (Volumen: 

3 Mrd. DM) überdurchschnittlich zu. 

Die Vermögensübertragungen und Darlehensge-
währungen der Gebietskörperschaften werden sich 
ebenfalls deutlich erhöhen. Die Investitionshilfen 
und Kapitalzuführungen des Bundes an die Deutsche 
Bundesbahn werden sich sogar verdoppeln (5 Mrd. 
DM). Daneben wirken sich vor allem die verstärkten 
Förderungsmaßnahmen (einschließlich der im Zu-
kunftsinvestitionsprogramm vorgesehenen Maßnah-
men) im Rahmen der sektoralen Strukturpolitik 
(Energie- und Technologiepolitik, städtebauliche 
Sanierung, Umweltschutz) und die kräftige Erhöhung 
der Zahlungen an das Ausland aus. Wegen des 
forcierten Defizitabbaus und der gesunkenen Durch-
schnittsverzinsung öffentlicher Schulden — das nied-
rige allgemeine Zinsniveau wurde auch zur Konver-

" Wegen des Ausscheidens der Krankenhäuser aus dem 
finanzstatistischen Berichtskreis im Jahre 1978 ist ein Vor-
jahresvergleich nicht möglich. 

T Zu den Haushaltsansätzen der Gemeinden vgl. R. R. 
Klein und E. Münstermann: Gemeindefinanzbericht 1978. In: 
Der Städtetag. Nr.1/1978, S.2 ff. 
9 Vgl. Statistisches Bundesamt: Personal des unmittel-

baren öffentlichen Dienstes am 30. Juni 1977. In: Wirtschaft 
und Statistik. Heft 4/1978, S. 212 ff. 



Einnahmen und Ausgaben der Gebietskörperschaften 

Bund' ) Länder Gemeinden 
Ist 

1976 1977 
Schätzung 
1978 1979 

Ist 
1976 1977 

Schätzung 
1978 1979 

Ist 
1976 1977 

Schätzung 
1978 1979 

Insgesamt 
Ist 

1976 1977 
Schätzung 
1978 1979 

Einnahmen einschl. steuerpolit. Maßnahmen 
Einnahmen ohne " 

Steuern u.ä. 
Einnahmen von Gebietskörperschaften 
Sonstige Einnahmen 

Ausgaben 3) 
Personalausgaben 
Laufender Sachaufwand 
Zinsausgaben 
Laufende Zuweisungen und ZuschUsse 
an Gebietskörperschaften4) 

Sozialversicherung 
Renten, Unterstützungen u.ä. 
Unternehmen 
Sonstige 

Sachinvestitionen 
Vermögensübertragungen 

dar. an Gebietskörperschaften 
Darlehen und Beteiligungen 

dar. an Gebietskörperschaften 
Sonstiges) 

Finanzierungssaldo ohne steuerpolit. Beschlüsse 6) 
Finanzierungssaldo einschl. " " 

2) 

Einnahmen ohne steuerpolit. Maßnahmen 2) 
Steuern u.ä. 

Ausgaben 
Personalausgaben 
Laufender Sachaufwand 
Zinsausgaben 
Laufende Zuweisungen und ZuschUsse 
dar. an Sozialversicherung 

Renten, Unterstützungen 
Unternehmen 

Sachinvestitionen 
Vermögensübertragungen 
Darlehen und Beteiligungen 

167,8 
136,7 149,7 160,7 170,5 

131,8 
0,8 
4,1 

165,2 
26,3 
23,5 
6,9 

81,1 
15,3 
27,7 
22,8 
11,0 
4,3 
7,0 
16,8 
9,0 
3,7 
1,3 

144,9 
1,0 
3,8 

172,3 
27,5 
23,9 
8,5 

84,0 
17,4 
27,6 
23,3 
11,3 
4,4 
7,2 
18,0 
7,7 
3,3 
1_3 

153,0 
1,0 
6,7 

191,3 
28,8 
26,2 
9,9 

93,1 
19,2 
32,1 
24,7 
12,6 
4,5 
8,2 

21,3 
9,0 
3,8 
1,3 

162,5 
1,0 
7,0 

206,6 
30,3 
28,3 
11,5 

100,5 
20,5 
35,5 
26,7 
13,2 
4,6 
9,0 

23,0 
19,5 
4,3 
1_3 

-28,5 -22,6 -30,6 -36,2 
-38,9 

10,2 9,5 7,3 6 
9,8 9,9 5,5 6 

3,9 
3,5 
5,3 

32,7 
5,2 
13,9 
2,2 

- 3,6 
-10,2 
15,8 

-44,0 

4,2 
4,5 
1,7 

23,1 
3,5 

- 0,4 
2,1 
2,7 
2,8 
7,1 

-10,9 

11,0 
4,8 
9,6 

17,0 
10,8 
16,3 
6,2 
11,5 
13,8 
18,3 
15,1 

8 
5 
8 

16 
8 
10,5 
8 
5 
9,5 
8 
13 

138,0 

94,3 
27,8 
15,9 

153,3 
64,8 
15,0 
5,3 

35,2 
18,1 
0,3 
8,0 
4,1 
4,7 
7,8 
19,7 
10,5 
4,9 
0,2 
0,6 

152,3 

107,1 
27,6 
17,6 

160,5 
69,5 
16,2 
6,5 

38,3 
20,3 
0,2 
7,9 
4,5 
5,4 
8,2 
17,4 
9,2 
4,1 
0,2 
0,3 

163,6 

113,1 
31,5 
19,0 

177,4 
74,5 
17,4 
7,6 

43,0 
23,0 
0,3 
8,7 
5,0 
6,0 
9,2 

21,0 
11,5 
4,4 
0,3 
0,3 

in Mrd. DM 
171,7 
175,2 

120,2 
34,5 
20,5 

192,7 
79,7 
18,7 
9,0 

46,3 
25,0 
0,3 
9,3 
5,3 
6,4 
10,1 
24,0 
13,0 
4,6 
0,3 
0,3 

102,3 

34,2 
31,5 
36,6 

106,1 
32,1 
17,1 
5,6 
18,7 
3,2 
0,1 
12,5 

2,9 
28,8 
2,1 
0,8 
1,3 

0,4 

109,7 

38,5 
31,6 
39,6 

111,9 
34,4 
19,2 
5,8 
19,6 
3,2 
0,1 

13,2 

3,1 
28,7 
2,2 
0,9 
1,3 

0,6 

- 126,1 
118,4 127,5 

39,4 
36,0 
43,0 

120,9 
36,5 
21,2 
6,1 

20,7 
3,2 
0,1 

14,1 

3,3 
32,3 
2,3 
0,9 
1_3 

0,5 

42,0 
39,5 
46,0 

129,3 
39,0 
23,0 
6,4 

21,9 
3,2 
0,1 

15,1 

3,5 
34,8 
2,4 
0,9 
1_3 

0,5 

-15,3 - 8,2 - 13,8 - 17,5 - 3,8 - 2,2 - 2,5 1,8 
-21,0 - - - 3,2 

Veränderungen gegenüber Vorjahr in vH 7) 
10,4 10,3 7,4 7 12,2 7,2 7,9 8 
10,9 13,5 5,6 6 12,8 12,5 2,3 6,5 

6,0 4,6 
6,2 7,2 
7,1 8,0 

32,5 22,6 
4,0 8,8 
0 
3,8 - 1,3 
7,8 9,7 

- 4,9 5,1 
0 -11,7 
48,5 - 16,4 

10,5 
7,1 
7,4 

16,5 
12,2 

10,1 
11,0 
12,1 
20,6 
7,3 

8,5 
7 
7,5 

18 
8 

7 
6,5 
9,5 
14,2 
4,5 

4,6 
6,3 
5,7 
6,3 
14,7 

17,4 

- 2,9 
- 8,5 

5,5 
7,0 
12,4 
3,6 
4,8 

5,7 

- 0,5 
4,7 

7,5 
6,1 
10,4 
5,1 
5,6 

6,8 

12,5 
4,5 

7 
7 
8,5 
5 
6 

7 

7,5 
4,5 

390,6 
316,8 351,6 374,2 398,2 

260,3 290,5 

56,5 61,1 

364,4 
123,2 
55,6 
17,4 
98_5 

28,1 
43,3 
15,1 
12,0 
43,6 
18,3 

7,8 

384,6 
131,4 
59,3 
20,6 
101,3 

27,9 
44,4 
15,8 
13,2 
44,1 
20,2 

6,8 

0,9 

305,5 

68,7 

421,1 
139,8 
64,8 
23,5 
111_4 

32,5 
47,5 
17,6 
13,8 
49,7 
23,2 

7,9 

0,7 

324,7 

73,5 

453,7 
149,0 
70,0 
26,8 

120,2 

35,9 
51,3 
18,5 
14,5 
53,9 
24,8 

8,6 

0,4 

-47,6 -33,0 - 46,9 - 55,5 
- -63,1 

11,7 10,8 6,4 6,5 
10,6 11,6 5,1 6 

4,7 
5,6 
5,7 

21,7 
7,6 
13,7 
6,6 

- 0,7 
- 4,6 

5,1 
-17,9 

5,5 
6,6 
6,6 
18,3 
2,8 

- 0,8 
2,5 
4,6 
1,1 

10,3 
-12,9 

9,5 8 
6,3 6,5 
9,2 8 
13,5 16,5 
9,9 8 
16,4 10,5 
6,9 8 
11,3 5 
12,7 8,5 
14,8 7 
16,1 9 

Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen.- 1) Ohne LAF und ERP.- 2) Kabinettsbeschlüsse vom 28.7.1978.- 3) Einschl. haushaltmäßige Abw cklung der 
Konjunktur- und Sonderprogramme, des Zukunftsinvestitionsprogramms sowie der ausgabenwirksamen Kabinettsbeschlüsse vom 28.7.78.- 4) Einschl. Ergänzungszu-
weisungen des Bundes an Länder.- 5) Einschl. Differenzen im Zahlungsverkehr zwischen gleichen Haushaltsebenen.- 6) Ohne besondere Finanzierungsvorgänge.- 
7) 1979 gerundet. 

Quellen: Statistisches Bundesamt (Vierteljahreszahlen zur Finanzwirtschaft), Bundesministerium der Finanzen, Berechnungen des DIW. 
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tierung hochverzinslicher öffentlicher Anleihen ge-
nutzt — wird sich der Anstieg der Zinsausgaben 
(14 vH) weiter vermindern. 

Ausgabenschätzung 1979 

Die ungünstige Lage am Arbeitsmarkt erfordert 
auch 1979 eine expansive Ausgabenpolitik. Wün-
schenswert wäre eine kräftige Ausweitung vor allem 
jener Ausgaben, die unmittelbar das Produktions-
potential beanspruchen (Käufe von Gütern und 
Diensten). Aufgrund der Erfahrungen der Vergangen-
heit ist aber nicht auszuschließen, daß sich die 
Gemeinden und auch einzelne Länder im Konflikt 
zwischen konjunkturellen Erfordernissen und finan-
zieller Zurückhaltung für das letzte der beiden Ziele 
entscheiden. Sie könnten versuchen, die programm-
bedingten Steuermindereinnahmen durch verringerte 
Ausgabenansätze zu kompensieren. Nicht zuletzt 
deshalb wird sich in der hier vorgelegten Schätzung 
der Anstieg der gesamten Staatsausgaben, der für 

1978 auf 9,3vH zu veranschlagen ist, selbst unter 
Einbeziehung der jüngsten ausgabenwirksamen 
Beschlüsse' auf knapp 8 vH abschwächen. Die 
Zunahme der Käufe von Gütern und Diensten wird 
mit 7 vH nur leicht über dem erwarteten Sozialpro-
duktzuwachs liegen. 

— Die Tarifanhebungen im öffentlichen Dienst dürf-
ten sich etwa im Rahmen der diesjährigen Ab-
schlüsse bewegen, so daß sich der finanzielle 
Spielraum für zusätzliche Einstellungen weiter 
vergrößert. Schon mehrfach ist an dieser Stelle 
auf den noch immer bestehenden Personalbedarf 
insbesondere in den Bereichen Rechtsschutz, Bil-
dung und Wissenschaft, Gesundheit und Soziales 
hingewiesen worden. Unter arbeitsmarktpoliti-
schen Gesichtspunkten sollte berücksichtigt wer-
den, daß Teilzeitbeschäftigung eine wichtige 
Möglichkeit für zusätzliche Beschäftigung ist, die 
noch stärker als bisher genutzt werden sollte. 

Gerade der öffentliche Dienst ist aufgrund seiner 
spezifischen Bedarfs- und Berufsfelder prädesti-
niert, das Potential an solchen Arbeitsplätzen 
merklich zu erhöhen. Unterstellt man eine Aus-
weitung der Beschäftigtenzahl um 1,5 bis 2vH 
— diese Zunahme entspräche unter Einschluß der 
Teilzeitbeschäftigung über 70 000 neuen Arbeits-
plätzen —, dann würde der Personalkostenanstieg 
mit knapp 7 vH noch hinter der Zunahme der 
Gesamtausgaben zurückbleiben. 

— Auch wenn weiterhin mit einer zügigen Abwick-
lung des Programms für Zukunftsinvestitionen zu 
rechnen ist, dürften die laufenden Sachkäufe und 
Investitionen 1979 um höchstens 8 vH ausgewei-
tet werden. Dabei ist schon berücksichtigt, daß 
die kassenmäßige Belastung dieses Programms 
1979 um 1 Mrd. DM größer sein wird als in die-
sem Jahr. Bereinigt würde sich die Zuwachsrate 

auf 6,5 vH reduzieren. Dahinter steht die Annahme, 
daß die nicht programmbedingten Investitionsaus-
gaben aufgrund der zu erwartenden Steueraus-
fälle nicht mehr im gleichen Maße expandieren 
werden wie 1978. Auch die Tatsache, daß inzwi-
schen der Konjunkturmotor in der Bauindustrie 
angesprungen ist, spricht eher für eine vergleichs-
weise geringe Zunahme der Investitionstätigkeit. 

Der Anstieg der laufenden Transferzahlungen um 
voraussichtlich 8 vH wird im wesentlichen durch die 
Erhöhung der Zuschüsse an die Sozialversiche-
rungsträger (10,5 vH) und die geplante weitere An-

hebung des Kindergeldes für das dritte und für 
jedes weitere Kind (um 45 DM auf 195 DM pro 

Monat) bestimmt. Während sich die mäßige Lohn-
entwicklung seit 1975 in einem verminderten Anstieg 
der Zuschüsse an die Rentenversicherung nieder-
schlägt, will die Bundesregierung auch 1979 gestun-
dete Zuschüsse an die Rentenversicherung in Höhe 
von 1,3 Mrd. DM vorzeitig zurückzahlen. Zusätz-

liche Belastungen in der Größenordnung von über 
2 Mrd. DM entstehen durch die geplante Liquiditäts-
hilfe an die Bundesanstalt für Arbeit, die Übernahme 
von Kinderzuschüssen der Rentenversicherung (in 
Höhe des Kindergeldes), die Verlängerung des Mut-
terschaftsurlaubs sowie durch die Übernahme der 
Kosten für die Herabsetzung der flexiblen Alters-
grenze für Schwerbeschädigte. 

Bei den Vermögensübertragungen zeichnet sich 
trotz der Wirkungen des Zukunftsinvestitionspro-
gramms und der jüngsten Beschlüsse für eine 
verstärkte Forschungs- und Entwicklungsförderung 

— sie wird zum Teil über das ERP-Sondervermögen 
abgewickelt — eine deutlich schwächere Zunahme 
(7 vH) als 1978 ab; hierzu tragen auch die rück-
läufigen Ausgaben für die Sparförderung bei, die 
1977 die höchsten Beträge erforderte. 

Überlegungen zur Finanzpolitik 

Nachdem sich in den Jahren 1976/77 die Finan-
zierungsdefizite deutlich zurückgebildet hatten (1977: 
33 Mrd. DM), werden sie in diesem und im kom-
menden Jahr wieder erheblich höher ausfallen: Nach 
der hier vorgelegten Schätzung der Einnahmen und 
Ausgaben von Bund, Ländern und Gemeinden wird 
das Defizit 1978 auf voraussichtlich 47 Mrd. DM stei-
gen und 1979 eine Größenordnung von 55 Mrd. DM 
erreichen. Unter Berücksichtigung der jüngsten 
steuerpolitischen Beschlüsse werden im nächsten 
Jahr die Ausgaben die Einnahmen sogar um 
63 Mrd. DM übertreffen; das Defizit wird damit in 
die Nähe des Rekordstandes von 1975 rücken. 

9 Erhöhung des Kindergeldes, Erweiterung des Mutter-
schutzes, Senkung der flexiblen Altersgrenze für Schwer-
behinderte, Maßnahmen zur Förderung von Forschung und 
Innovation. 
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Die Finanzpolitik hat es 1976/77 versäumt, einen 
ihren Möglichkeiten entsprechenden Beitrag zum 

Abbau der Arbeitslosigkeit zu leisten. Die in den 
vergangenen Jahren betriebene Politik der Haus-

haltskonsolidierung bei gleichzeitiger Wachstums-

förderung hat sich erwartungsgemäß als Fehlschlag 

erwiesen. Trotz der verschiedenen, allerdings zu 

gering dosierten und zeitlich nicht genügend abge-

Die wichtigsten finanzpolitischen Beschlüsse seit 1974 und 

stimmten Konjunkturprogramme gingen von den 
öffentlichen Haushalten in diesen Jahren nicht die 
notwendigen Impulse auf Produktion und Beschäf-
tigung aus. 

Das Schwergewicht der konjunkturpolitischen 
Maßnahmen lag bei steuerlichen Entlastungen des 
privaten Sektors. Einerseits sollte die Kaufkraft der 
privaten Haushalte gestärkt, andererseits über eine 

ihre finanziellen Auswirkungen für die Jahre 1975 bis 1979 1) 
in Mill. DM 

Art der MaBnahmen 1975 1976 1977 1978 1979 1975 bis 1979 

EINNAHMENSEITE  

Konjunktur- und wachstumspolitische Maß-
nahmen insgesamt  

Gewährung einer befristeten Investitions-
zulage2) ( 1974) 
Steueränderungsgesetz ( 1977) 3) 
Gesetz zur Steuerentlastung und Investitions-
förderung ( 1977) 
Heizenergieeinsparungsprogramm ( 1978) 
Steuerliche Maßnahmen nach Kabinettsbe-
schluß ( 28.7.1978) 

Sonstige Maßnahmen insgesamt 

Steuerreform 19754) 
IV. Umsatzsteueränderungsgesetz ( 1974) 5) 
Verlängerung der Heizölsteuer b s 1979 ( 1974) 6) 
Haushaltsstrukturgesetz ( 1975) 71 
Erhöhung der Mehrwertsteuer ( Steueränderungs-
gesetz 1977) 
Erhöhung der Mehrwertsteuer nach Kabinettsbe-
schluß vom 28.7.78 

Summe Mindereinnahmen  

AUSGABENSEITE  

Konjunktur- und -wachstumspolitische Maß-
nahmen insgesamt  

Regionale und lokale Abstützung der Be-
schäftigung ( 1974) 
Förderung von Bg chäftigung und 
Wachstum ( 1974) 
Stärkung von Bau- und anderen Investi-
tionen ( 1975) 
Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen ( 1976) 9) 
Zukunftsinvestitionsprogramm ( 1977) 
Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung ( 1977) 
Heizenergieeinsparungsprogramm ( 1977) 
Ausgabepolitische Maßnahmen nach Kabinetts-
beschluß vom 28.7.1978 

Sonstige Maßnahmen insgesamt  

Einschränkung der Sparförderung ( 1975) 
Haushaltsstrukturgesetz ( Minderausgaben) 

Summe Mehrausgaben l0) 

Kindergeld  

Erhöhung des Kindergeldes zum 1.1.1975 
zum 1.1.1978 
zum 1.1.1979 

- 100 - 4 250 - 5 400 -15 850 -29 550 

- 100 - 4 250 - 3 800 - 1 100 - 300 
- - - - 4450 - 6400 

- 1 600 - 10 300 -12 300 
- - - 450 

-10 100 

- 3 850 - 650 + 1 250 + 8 250 +12 850 

- 4 200 
- 350 
+ 700 

- 5 000 - 5 400 
- 400 - 450 
+ 950 + 1 000 
+ 3 800 + 6 100 

- 4 500 - 4 700 
- 450 - 500 
+ 1 200 + 1 550 
+ 6 800 + 7 500 

+ 5 200 + 6 500 

+ 2 500 

- 3 950 - 4 900 - 4 150 - 7 600 - 16 700 

+ 2 600 + 4 550 + 1 300 + 4 650 + 6 750 

+ 750 + 100 + 50 + 50 

+ 1 600 + 450 + 100- + 50 

+ 250 + 4 000 + 1 000 + 450 + 50 
- - + 20 - -

+ 100 + 3 500 + 4 400 
+ 30 + 200 + 200 
- + 400 + 800 

- + 1 300 

+ 2 600 - 5 000 - 6 650 - 7 800 - 8 850 

- 1 400 - 1 600 - 1 800 - 2 000 
- 3 600 - 5 050 - 6 000 - 6 850 

+10 000 

+10 000 

- 450 - 5 350 - 3 150 - 2 100 

+11 500 

+11 500 

+10 800 -12 550 +14 000 

+10 800 +10 800 +10 800 
- + 1 750 + 1 700 

- + 1 500 

-55 150 

- 9 550 
-10 850 

-24 200 
- 450 

-10 100 

+17 850 

-23 800 
-2150 
+ 5 400 
+24 200 

+11 700 

+ 2 500 

-37 300 

+19 850 

+ 950 

+ 2 200 

+5750 
+ 20 
+ 8 000 
+ 430 
+ 1 200 

+ 1 300 

-28 300 

-6800 
-21 500 

- 8 450 

+58 850 

+53 900 
+ 3 450 
+ 1 500 

1) Steuermehreinnahmen und Haushaltsmehrausgaben (+); Steuerminderausgaben und Haushaltsminderausgaben (-).- 2 Investi-
tionszulage in Höhe von 7,5 vH für bewegliche Wirtschaftsgüter, Gebäude und Gebäudeteile sowie für Großprojekte von energie-
politischer Bedeutung, die nach dem 30. November 1974 und vor dem 1. Juli 1975 bestellt oder mit deren Herstellung in dieser 
Zeit begonnen wurde.- 3) Einschl. Ausdehnung § 7b EStG und Grunderwerbsteuerbefreiung, ohne Erhöhung der Mehrwertsteuer.-
4) Ohne Reform des Kindergeldes und Änderung der Sparförderung.- 5) Anhebung der Pauschalen für Betriebe der Land- und Forst-
wirtschaft zur Abgeltung von Vorsteuern.- 6) Einschl. Kennzeichnung von steuerbegünstigtem leichten Heizöl.- 7) Erhöhung der 
Tabak- und Branntweinsteuer und Anhebung des Beitragssatzes in der Arbeitslosenversicherung.- 8) Einschl. ERP-Mittel.-
9) Dieses Programmangebot wurde kaum in Anspruch genommen; die Haushaltsmittel wurden z.T. in das Arbeitsmarktprogramm 1977 
eingestellt.- 10) Ohne Kindergeld. 
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Erhöhung der Kapitalrentabilität die Investitionsnei-
gung der Unternehmen stimuliert werden. Eine 
solche, auf indirekte Wirkungen zielende Politik 
birgt große Risiken in sich: Auch wenn in der aktu-
ellen Situation Steuersenkungen zu höheren Gewin-
nen führen, bieten diese — bei unterausgelasteten 
Kapazitäten — noch keine Gewähr für beschäfti-
gungssteigernde Erweiterungsinvestitionen. Bei den 
privaten Haushalten kann eine steuerlich bedingte 
Erhöhung der verfügbaren Einkommen durch ver-
stärktes Sparen konterkariert werden. Zudem steigt 
die Importquote bei Gütern des privaten Verbrauchs 

ständig. 

Hingegen beanspruchen zusätzliche staatliche Aus-
gaben für Güter und Dienste direkt und in voller 
Höhe das gesamtwirtschaftliche Produktionspoten-
tial. Empirische Untersuchungen für die Bundes-
republik Deutschland haben gezeigt, daß die multi-
plikativen Wirkungen staatlicher Käufe deutlich über 
jenen Effekten liegen, die durch steuerpolitische 
Maßnahmen induziert werden". Wahrscheinlich wäre 
die wirtschaftliche Entwicklung seit 1975 wesentlich 
günstiger verlaufen, wenn die finanzpolitischen Be-
mühungen stärker auf die Ausgabenseite gelegt 
worden wären und die politischen Entscheidungs-
träger mehr Mut zur Verschuldung gezeigt hätten. 
Mit der restriktiven Haushaltsführung wurden die 
Möglichkeiten vertan, die Grundlagen für eine durch-
greifende Verbesserung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung und damit auch — auf längere Sicht — 
der Staatsfinanzen zu schaffen. 

Unter Hinweis auf die Vielzahl der seit 1974 
verabschiedeten Konjunkturprogramme wird in der 
wirtschaftspolitischen Diskussion häufig die Ansicht 
vertreten, daß zusätzliche Staatsausgaben — im 
Gegensatz zu Steuersenkungen — kaum geeignet 
seien, das wirtschaftliche Wachstum nachhaltig zu 
fördern. Mit dieser Auffassung wird stillschweigend 
unterstellt, das Schwergewicht expansiver Maßnah-
men habe bei den Staatsausgaben gelegen, und die 
steuerpolitischen Maßnahmen seien im Vergleich 
dazu unbedeutend gewesen. Die Fragwürdigkeit die-
ser Position zeigt sich, wenn man das Volumen der 
finanziellen Mittel vergleicht, die der Staat seit 1974 
für die verschiedenen Steuer- und Ausgabenpro-
gramme bereitgestellt hat. Für den Zeitraum von 
1975 bis 1979 war der kumulierte Gesamtbetrag der 
Steuerpakete mit 55 Mrd. DM fast dreimal so hoch 
wie das Volumen der Ausgabenprogramme (20 Mrd. 
DM). Die Wirkungen dieses Teils der konjunktur-
politischen Maßnahmen wurden zudem noch durch 
eine Reihe von Maßnahmen geschmälert, die der 
Haushaltskonsolidierung dienten. Allein die aus-
gabemindernden Wirkungen des Haushaltsstruktur-
gesetzes übertreffen mit 22 Mrd. DM die Gesamt-
summe der Ausgabenprogramme. Hierbei sind noch 
nicht einmal jene Kürzungen berücksichtigt, die aus 
Furcht vor noch höheren Defiziten vorgenommen 

wurden und als Ausgleich für die finanziellen Bela-
stungen aus den Konjunkturprogrammen dienten. 
Hinzu kommen Steuererhöhungen — insbesondere 
bei der Mehrwertsteuer — in der Größenordnung 
von 40 Mrd. DM. 

Läßt man die Änderungen bei der Kindergeld-
regelung außer Betracht, so ergeben sich für die 
gesamte Ausgabenseite per Saldo sogar Einsparun-
gen von mehr als 8 Mrd. DM. Die Gewichte verla-
gern sich noch weiter zugunsten einnahmepolitischer 
Maßnahmen, wenn auch das Kindergeld auf der 
Einnahmenseite verbucht wird". Dann erreichen die 
Mindereinnahmen bis 1979 ein Volumen von annä-
hernd 100 Mrd. DM. 

Trotz der Dominanz der steuerpolitischen Maß-
nahmen verläuft die wirtschaftliche Entwicklung 

weiterhin unbefriedigend, ist die Arbeitslosigkeit 
unverändert hoch. Die jüngsten Beschlüsse zur kon-
junkturellen Belebung — weitgehend ein Konglome-
rat aus Ansätzen zu einer neuen Steuerreform und 
sozialpolitischen Maßnahmen — dürften kaum einen 
konjunkturellen Aufschwung induzieren. Ihr Erfolg 
wird allenfalls darin liegen, daß ein Ansteigen der 
Arbeitslosigkeit im kommenden Jahr verhindert wird. 
Da das Programm wiederum über eine Erhöhung der 
verfügbaren Einkommen insbesondere den privaten 
Verbrauch begünstigt, sind erhebliche Sickerverluste 
zu erwarten. 

Abermals wurde versäumt, eine mittelfristig ange-
legte Wachstumsoffensive via Mehrausgaben einzu-
leiten. Will man konsequent den Weg zur Rück-
gewinnung der Vollbeschäftigung gehen, so muß 
eine Strategie verfolgt werden, die nicht auf kurze, 
sondern auf mittlere Sicht angelegt ist und sich 

sowohl in der Dimension als auch in der Struktur 
erheblich von den bisherigen Ankurbelungsmaßnah-
men unterscheidet12. Auf absehbare Zeit besteht 
kaum Hoffnung auf einen Konjunkturaufschwung, 
der „ automatisch" zu einem Vollbeschäftigungs-
gleichgewicht führen würde. Deshalb müssen alle 
Kräfte mobilisiert und darauf konzentriert werden, 
die gesamtwirtschaftliche Nachfragelücke und damit 
auch die Schere zwischen Angebot und Nachfrage 
auf dem Arbeitsmarkt zu schließen. 

Für die Finanzpolitik ergibt sich hieraus die Not-

10 Vgl. insbesondere C. Helberger: Multiplikatoren für die 
Bundesrepublik Deutschland. In: Jahrbücher für National-
ökonomie und Statistik, Band 190 (1976), S.120 ff., sowie 
D. Biehl, G. Hagemann, K. H. Jüttemeier, H. Legler: 
Schätzung konjunktureller Wirkungen öffentlicher Haushalte. 
Kieler Studien Band 146, Tübingen 1978, S. 210 ff. 

11 Dies ist insofern gerechtfertigt, als die Umstellung 
der Kindergeldregelung 1975 als Teil der damaligen Steu-
erreform anzusehen ist und auch in ihren Wirkungen mehr 
denen einer steuerlichen Entlastung entspricht. 

1'- Vgl. hierzu auch: Eine mittelfristige Strategie zur 
Wiedergewinnung der Vollbeschäftigung. Bearbeitet vom 
Arbeitskreis „Arbeitsmarktperspektiven". In: Wochenbericht 
des DIW. Nr.15/1978. 
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Wendigkeit, den expansiven Kurs zu verstärken und 
das Schwergewicht auf ausgabeorientierte Maßnah-

men zu legen, wie dies bereits — in Ansätzen — mit 
dem Programm für Zukunftsinvestitionen eingeleitet 
wurde. In den Schlüsselbereichen (z. B. in der Bau-
wirtschaft) sind nur dann Kapazitätserweiterungen 
zu erwarten, wenn die Investoren auf eine mittel-
fristig angelegte Strategie zur Ausweitung der Nach-
frage vertrauen können. 

Was die Finanzierung derartiger Programmpakete 

anbelangt, so ist nur in der Anfangsphase eine Aus-
weitung der Staatsverschuldung erforderlich. Über 
die gesamte Laufzeit gerechnet, reichen die indu-
zierten Ausgabenersparnisse im Transferbereich und 
die Zuwächse bei den Steuereinnahmen aus, um 
diese Vorfinanzierung wieder abzubauen und die 
zusätzlichen Ausgaben vollständig mit ordentlichen 
Einnahmen zu finanzieren. 
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